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Europäischer Protesttag zur Gleichstellung von 

Menschen mit Behinderung am 5. Mai 2026:  

Keine Kürzungen auf dem Rücken der Schwächsten! 
 

Hannover (04.05.2026). Gemeinsame Pressemitteilung des Paritätischen Niedersachsen 

und seiner Mitgliedsverbände – Lebenshilfe Niedersachsen, Blinden- und Sehbehinder-

tenverband Niedersachsen, SoVD Niedersachsen, Sozialverband VdK Niedersachsen-

Bremen e. V. sowie Kinderschutzbund Landesverband Niedersachsen – zum Europäi-

schen Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen. 
 

Deutlich, geschlossen und mit klarer Botschaft: Zum Europäischen Protesttag zur Gleich-

stellung von Menschen mit Behinderungen richten die Verbände einen eindringlichen Ap-

pell an die Politik. Ihr gemeinsamer Appell: Keine Einsparungen auf dem Rücken von Men-

schen mit Behinderungen – und kein Rückbau sozialstaatlicher Errungenschaften. 
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1. Kürzungsvorschläge aus internem Papier gefährden Selbstbestimmung 

Dem Paritätischen Niedersachsen liegt seit knapp zwei Wochen ein internes Arbeitspapier 

einer Bund-Länder Arbeitsgruppe mit rund 70 Kürzungsvorschlägen vor. Diese beinhalten 

massive Rückschritte bei der Inklusion. Einer der gravierendsten Eingriffe ist die Einschrän-

kung des Wunsch- und Wahlrechts von Menschen mit Behinderungen. Künftig könnte nicht 

mehr der individuelle Bedarf, sondern allein die kostengünstigste Lösung maßgeblich sein 

– etwa bei der Frage, ob Menschen in der eigenen Wohnung leben können. 

 

„Selbstbestimmung ist kein Luxus, sondern ein Grundrecht. Wer das Wunsch- und Wahl-

recht einschränkt, greift die Würde von Menschen mit Behinderungen an“, betont Kerstin 

Tack, Vorsitzende des Paritätischen Niedersachsen. 

 

2. Behindertengleichstellungsgesetz: Nachbesserungen dringend erforderlich 

Mit Blick auf die für den 7. Mai geplante Debatte im Bundestag zum Behindertengleichstel-

lungsgesetz kritisieren die Verbände den vorliegenden Gesetzentwurf scharf. Insbeson-

dere die vorgesehenen weitreichenden Ausnahmen für Unternehmen sorgen für erhebliche 

Irritationen. Diese könnten künftig pauschal von Verpflichtungen zur Barrierefreiheit und zu 

angemessenen Vorkehrungen ausgenommen werden, wenn dies als „unverhältnismäßige 

Belastung“ gilt. 

 

„Ein Gesetz, das Barrierefreiheit für Unternehmen zur Ausnahme erklärt, verfehlt seinen 

Zweck grundlegend. Wir erwarten von CDU, CSU und SPD eine klare Korrektur dieses 

Entwurfs – Menschenrechte dürfen nicht relativiert werden“, erklärt Hans-Werner Lange, 

Vorsitzender des Blinden- und Sehbehindertenverbandes Niedersachsen e. V. 

 

3. Keine Kürzungen bei der Eingliederungshilfe 

Die Lebenshilfe Niedersachsen unterstützt die bundesweite Petition „Teilhabe ist Men-

schenrecht“ und fordert ein klares Signal gegen Kürzungen in der Eingliederungshilfe. Die 

Kürzungen könnten dazu führen, dass Leistungen wie Assistenzen im Alltag, die für ein 

selbstbestimmtes Leben notwendig sind, wegfallen oder stark gekürzt werden. Die Lebens-

hilfe fordert in der Petition (Ziel: 30.000 Unterschriften bis 25. Mai) den Bundestag auf, 

keine Gesetzesänderungen vorzunehmen, die die Teilhabe behinderter Menschen ein-

schränken. Über 75.000 Menschen haben bereits mitgezeichnet. 

 

„Die Eingliederungshilfe ist keine freiwillige Leistung, sondern Voraussetzung für ein selbst-

bestimmtes Leben. Kürzungen wären ein massiver Rückschritt für Inklusion und gesell-

schaftliche Teilhabe und sind in Teilen mit der UN-Behindertenrechtskonvention nicht ver-

einbar“, sagt Frank Steinsiek, Landesgeschäftsführer der Lebenshilfe Niedersachsen. 
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Friedrich Stubbe, Vorsitzender Sozialverband VdK Niedersachsen-Bremen, betont „Wenn 

notwendige Unterstützungsleistungen gekürzt werden, steht für viele Menschen die selbst-

bestimmte Lebensführung auf dem Spiel. Teilhabe darf nicht von Haushaltslagen abhängig 

gemacht werden.“ 

 

4. Reform der Kinder- und Jugendhilfe: Einsparungen zulasten der Schwächsten 

Mit Blick auf die geplante Reform der Kinder- und Jugendhilfe betonen die Verbände: Schu-

lassistenz muss für Kinder und Jugendliche mit unterschiedlichen Unterstützungsbedarfen 

sowohl in Regel- als auch in Förderschulen verlässlich zur Verfügung stehen. Gleichzeitig 

muss die freie Auswahl der Schulassistenz im Sinne der Wahlfreiheit von Schüler*innen 

und Eltern gewährleistet bleiben. 

Gemeinsame Formen der Unterstützung – etwa im Klassenverband oder in Lerngruppen – 

können im Sinne besserer Inklusion sinnvoll sein, wenn sie fachlich und personell so aus-

gestaltet sind, dass der individuelle Bedarf der Schüler*innen tatsächlich gedeckt wird. 

 

„Der individuelle Rechtsanspruch auf Unterstützung darf nicht ausgehöhlt werden. Gemein-

schaftliche Lösungen wie Pooling sind nur akzeptabel, wenn sie qualitativ tragen. Das 

Recht auf Einzelassistenz muss bestehen bleiben, und es darf keine zusätzlichen Hürden 

geben, um diese zu erhalten“, warnt Dirk Swinke, Vorstandsvorsitzender des SoVD-Lan-

desverbands Niedersachsen. 

 

Und Simon Kopelke, Vorstandsmitglied beim Kinderschutzbund Landesverband Nieder-

sachsen fordert: „Schulassistenz muss verlässlich, bedarfsgerecht und frei wählbar blei-

ben. Einsparungen dürfen nicht dazu führen, dass Kinder und Jugendliche die notwendige 

Unterstützung im Alltag verlieren.“ 

 

Gemeinsamer Appell 

Die unterzeichnenden Verbände fordern die politisch Verantwortlichen eindringlich auf, ih-

rer Verantwortung gerecht zu werden: „Menschenrechte sind nicht verhandelbar. Einspa-

rungen auf dem Rücken von Menschen mit Behinderung sind mit uns nicht zu machen“, 

sagt Kerstin Tack abschließend. 

 

Foto: Lebenshilfe / David Maurer  
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So erreichen die Lebenshilfe Niedersachsen/Akademie für Rehaberufe: 

 

Jennifer Hoyer 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit  

0511 909257-00 

hoyer@lebenshilfe-nds.de 

 
Die Lebenshilfe Landesverband Niedersachsen e.V. wurde am 13. Oktober 1962 von 10 Orts- und Kreisver-

einigungen gegründet. Heute gehören dem Landesverband 115 Mitgliedsorganisationen an. Die Lebens-

hilfe ist Elternvereinigung, Fachverband und Trägerin von Einrichtungen für Menschen mit Beeinträchti-

gung. Der Selbsthilfegedanke hat dabei große Bedeutung. Über die Akademie für Rehaberufe bietet die Le-

benshilfe Fortbildungen insbesondere für Fachkräfte, Menschen mit Beeinträchtigung und Angehörige an. 

Mit Standorten in Hildesheim, Wildeshausen und Hannover ist die Lebenshilfe Niedersachsen Ausbildungs-

stätte in der Heilerziehungspflege in Niedersachsen. Die Geschäftsstelle des Landesverbandes der Lebens-

hilfe hat ihren Sitz in Hannover. 

 

So erreichen Sie den Paritätischen Niedersachsen:  

 

Jens Starkebaum     Stefan Pietsch                                                   

Pressesprecher     Pressesprecher 

0151 74653956     0157 78862866                                                                                                                                                                                      

presse@paritaetischer.de   presse@paritaetischer.de                                                                               

                                                                                                                  
Der Paritätische Niedersachsen vertritt als parteipolitisch ungebundener und überkonfessioneller Spitzen-

verband der Freien Wohlfahrtspflege die Interessen seiner mehr als 880 Mitgliedsorganisationen mit über 

90.000 Arbeitnehmer*innen und Zehntausenden Ehrenamtlichen in Niedersachsen gegenüber Politik und 

Öffentlichkeit. Die Mitgliedsorganisationen des Verbands sind in allen Bereichen der sozialen Arbeit aktiv. 

Als Anbieter von sozialen Dienstleistungen ist der Paritätische auch selbst mit rund 3600 eigenen Beschäf-

tigten in ganz Niedersachsen operativ tätig, gemeinsam mit seinen acht Tochtergesellschaften aus den Be-

reichen Altenhilfe, Eingliederungshilfe und Sucht kommt der Verband auf mehr als 11.000 Mitarbeiter*innen.  
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